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Bleiben in Schleswig-Holstein

Nur lautet es da dann in der Sprache der 
Grünen „wir hatten solche Bauschmer-
zen“ oder im SPD-Jargon „wir mussten – 
gegen unseren Willen – zustimmen, weil 
es nun einmal im Koalitionsvertrag steht“. 
Politiker*innen aller demokratischen Par-
teien nutzen immer wieder solche Aus-
reden, um eine menschenverachtende, 
antidemokratische und rechtswidrige 
Abschottungspolitik zu legitimieren. 

Im Zuge dessen wird der zivilen Seenot-
rettung die finanzielle Grundlage ent-
zogen, weil angeblich kein Geld da ist. 
Humanität? Gibt‘s nur unter Finanzie-
rungsvorbehalt.

Wir sagen: Das Geld ist da, es 
ist nur falsch verteilt!

Seenotrettung ist eine völkerrechtliche 
Pflicht, aber staatlich organisieren will 
die Politik sie nicht. Weil die Reichen und 
Mächtigen sich mal wieder aus der Ver-
antwortung ziehen. Wir fragen uns: Was 
ist das für eine Pflicht, die ohne jede Kon-
sequenz bleibt? 

Die Arbeit wird wie so oft der Zivilge-
sellschaft überlassen. Und als wäre das 
nicht schon problematisch genug, werden 
Seenotrettungsorganisationen mit Kri-
minalisierung, Festsetzung der Schiffe 
und übertriebenen behördlichen Aufla-
gen noch mehr Steine in den Weg gelegt. 
Und mit dem aktuellen Sparsamkeitsfe-
tisch wurden nun auch noch die staatli-
chen Mittel komplett gestrichen. Damit 
wurde der letzte Rest Anstand und Ver-
antwortung nun auch vollends über Bord 
geworfen. 

Das, liebe Politiker*innen, ist keine Poli-
tik – egal, ob Ponyhof oder nicht – das ist 
Sabotage am Recht auf Leben und unter-
lassene Hilfeleistung mit Todesfolge. Über 
30.000 Menschen sind in den letzten zehn 

Jahren im Mittelmeer ertrunken. Gleich-
zeitig haben zivile Seenotrettungsorga-
nisationen im selben Zeitraum 175.000 
Menschen gerettet.

Schon jetzt sterben täglich 8-9 Menschen 
im Mittelmeer. Dass diese Zahl ohne 
staatliche Mittel enorm steigen wird, ist 
abzusehen und wieder einmal zeigt sich: 

Abschottung tötet! 
Liebe Politiker*innen, ihr sprecht dar-
über, dass Geflüchtete uns etwas weg-
nehmen – unser aktueller Bundeskanzler 
fürchtete beispielsweise um heißbegehrte 
Zahnärtz*innentermine. Dass Geflüchtete 
unseren Wohlstand gefährden – über die 
Superreichen verliert ihr hingegen kein 
Wort. 

Für euch ist alles ein Geben und 
Nehmen, dabei nehmt ihr Geflüchteten 
alles: Würde, Anerkennung und mit der 
Abschaffung staatlicher Mittel für Seenot-
rettung letztlich auch das Leben. Und wir 
werden nicht aufhören, euch das vorzu-
halten. Nicht heute und nicht morgen!

Politik muss gar kein Ponyhof sein – Poli-
tik ist dafür da, einen Ponyhof zu schaf-
fen. Und zwar für alle! Aktuell zielen die 
Ponyhofbestrebungen der Bundesregie-
rung allerdings nur auf die Rechten und 
Reichen! Sie sagen, wenn wir nur alle mit-
machen, wenn wir die Zäune hoch genug 
bauen, dann wird alles gut. Wir wollen 
diesen Ponyhof nicht! 

Und ihr baut diese Zäune nicht, weil Mig-
ration ein Problem wäre. Ihr baut sie, 
weil ihr Migration zu einem Problem 
redet! Migration ist kein Problem! Sie ist 
das Symptom einer zutiefst ungerechten 
Welt, die ihr geschaffen habt.

Über Ponyhof-Politik als 
Abschottungs-Ausreden

Rede der Seebrücke Kiel zum Tag der Offenen Tür 
des Landtags Schleswig-Holstein am 13.07.2025

Seebrücke Kiel

„Politik ist (k)ein Ponyhof“ 
– so lautete das Motto 
zum Tag der Offenen Tür 
des Landtags Schleswig-
Holsteins. Dieses Framing 
taucht auch in der Migra-
tionspolitik immer wieder 
auf, und zwar als Ausrede.
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Bleiben in Schleswig-Holstein

Das Problem ist eine Krise der 
Menschlichkeit

Und das Problem ist unbezahlbarer 
Wohnraum, ein kaputt gespartes Gesund-
heitssystem, ein klassistisches Bildungs-
system und die Schere zwischen Arm und 
Reich, die immer größer wird. Das Pro-
blem ist, dass rechte Rhetorik und Politik 
immer weiter salonfähig gemacht werden!

Wenn wir heute hier stehen, wenn wir 
die Seenotrettung und den Familiennach-
zug verteidigen, dann tun wir das, weil 
wir wissen: Migrations- und Menschen-
feindlichkeit kann nicht die Grundlage 
für eine solidarische und demokratische 
Gesellschaft sein! 

Deshalb brauchen wir keine Politik, die 
sich in der Abwehr von imaginierten Dys-
topien verliert. Wir brauchen endlich 
den Mut, neue Utopien zu denken! Eine 
Utopie der Solidarität und der offenen 
Grenzen. 

Ich nehme euch mit in unsere Utopie

Unsere Utopie, für die wir heute auf 
der Straße sind: Frontex als europäische 
Grenzschutzagentur wird abgeschafft. 
Die Praxis der Push-Backs wird abge-
schafft und Push-Backs, die stattgefun-
den haben, werden strafrechtlich verfolgt. 

Akteur*innen, die Menschenrechtsverlet-
zungen begehen, werden zur Verantwor-
tung gezogen. 

Fliehende Menschen, die an den europäi-
schen Außengrenzen ankommen, werden 
dort nicht in Lager gesteckt, inhaftiert 
oder durch die aktuell geplanten Grenz-
verfahren ihrem individuellen Recht auf 
Asyl beraubt. Sie stoßen auf Willkom-
menszentren, in denen sie Solidarität 
erfahren und Zugang zu rechtlicher, medi-
zinischer und psychologischer Unterstüt-
zung haben. Der Aufenthalt dort ist kurz-
gehalten, sie dürfen schnell und legal 
in ein anderes EU-Land weiterreisen. 
Dabei werden ihre individuellen Wünsche 
berücksichtigt, denn das Dublin-System, 
das die Verantwortung auf die Länder an 
den Außengrenzen verlagert, ist abge-
schafft.

Im Aufnahmeland gibt es eine langfristige 
Bleibeperspektive – mit allem, was dazu-
gehört: Arbeitsmöglichkeiten, Sprach-
kurse, menschenwürdige Unterbringung, 
Sicherheit. Kein Mensch muss sich vor 
Abschiebungen fürchten und Abschiebe-
gefängnisse werden abgeschafft. In den 
Medien und politischen Debatten werden 
geflüchtete Menschen nicht als Gefahr 
oder Krise dargestellt. 

Wir fragen uns, wie kann es sein, dass sich 
so eine Utopie anhört? Wie kann es sein, 
dass das nicht der Status Quo ist in einem 
Land, das von sich behauptet Menschen-
rechte einzuhalten?!

Wir kämpfen für wirkliche Gemeinschaft. 
Wir kämpfen für einen Ponyhof für alle!

Für das Recht zu kommen, zu bleiben und 
sich frei und sicher bewegen zu dürfen! 

Kontakt: Seebrücke Kiel <kiel@seebruecke.org>

Der Afghanische 
Stammtisch
Schleswig-Holstein
Der Afghanische Stammtisch Schleswig-Holstein 
e.V. (SH) entstand nach der Machtübernahme 
der Taliban in Afghanistan in seiner heutigen 
Form als Treffpunkt für Afghan*innen in Kiel und 
Schleswig-Holstein. Zuvor hatten wir uns bereits 
monatlich privat getroffen, um den Zusammen-
halt im Exil zu stärken. Heute sind wir ein Netz-
werk, das Empowerment, soziale Unterstützung 
und kulturelle Vielfalt miteinander verbindet.

Im Mittelpunkt steht für uns die Stärkung von FLINTA*-Per-
sonen (Frauen, Lesben, inter*, nicht-binäre, trans* und agen-
der Menschen). Durch Workshops und Fachvorträge klären 
wir sie über ihre bürgerlichen Rechte und Pflichten auf und 
fördern ihre kreativen Talente – von Kunst und Literatur bis 

hin zu Mode, Modenschauen und Handwerk. So entstehen 
nicht nur Ausdrucksräume, sondern auch neue Perspekti-
ven. Wir versuchen ehrenamtliches Engagement zu fördern. 
Mit Lesungen, kreativen Angeboten wie dem „Näh-Work-
shop“ und „Kreativen Schreiben“ sowie Projekten wie „Assi 
Design“ verbinden wir Kreativität und traditionelle afghani-
sche Handwerkskunst mit modernen Ideen. Auf diese Weise 
eröffnen wir insbesondere FLINTA*-Personen Chancen, ihre 
Kreativität sichtbar zu machen und eigene berufliche Wege 
zu entwickeln. Denn Empowerment bedeutet für uns auch 
Arbeitsmarktintegration.

Unsere Basis bleibt die kulturelle Vielfalt: Mit Veranstaltun-
gen wie Shab-e-Yalda (die längste Nacht des Jahres) oder 
Nawruz (Neujahresfest) schaffen wir Räume, in denen Kultur 
gefeiert, Begegnungen ermöglicht und Vorurteile abgebaut 
werden.

Zugleich setzen wir uns für soziale und politische Teilhabe 
ein. Wir organisieren Kundgebungen, Diskussionsrunden 
und Dialoge mit Politik und Zivilgesellschaft, um die Anlie-
gen unserer Community sichtbar zu machen, Antidiskrimi-
nierungsarbeit zu leisten und auf die humanitäre Krise – ins-
besondere die Genderapartheid in Afghanistan – aufmerksam 
zu machen.

Kontakt: afg.stammtisch@mail.de, 
www.facebook.com/afg.stammtisch/?locale=de_DE 
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